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Die Anjangsphase

Als die KSZE sich 1975 in Form einer Serie locker organisierter fortge­
setzter Ost-West-Diskussionen zu ausgewählten Themen etablierte, fiel es
den Vereinigten Staaten schwer, die stillschweigende Ost-West-Überein­
kunft zu akzeptieren, auf der sie basierte: Im Gegenzug zur westlichen
Akzeptanz des territorialen Status quo in Osteuropa und der Legitimität
osteuropäischer Regierungen gewährten sowjetische und andere Führer
des Warschauer Paktes den westlichen Regierungen zunehmend das Privi­
leg, sich zu Menschenrechtsfragen in Osteuropa auch kritisch zu äußern.
Bezeichnenderweise war dieses Privileg zur Zeit der Moskauer Men­
schenrechtskonferenz im September/Oktober 1991, der letzten der Gor­
bat-schow-Ära, zu einem anerkannten Recht geworden. Trotz der Fort- .
schritte im Bereich der Menschenrechte in den Staaten des Warschauer
Paktes, die diese Übereinkunft tatsächlich herbeiführte, fürchteten viele
führende amerikanische Politiker anfangs jedoch, daß die Existenz der
KSZE die Vorherrschaft der Sowjetunion über Osteuropa legitimieren
würde. So reiste der damalige Präsident Gerald Ford nur widerwillig zum
KSZE-Gründungsgipfeltreffen in Helsinki im August 1975, nachdem er
das Wort "Entspannung" aus dem Vokabular der US-Administration als
irreführend für den wahren Stand der Ost-West-Beziehungen verbannt
hatte.
ObwoW sich die Vereinigten Staaten bei der Gründung der KSZE zu­
rückgehalten hatten, beteiligten sie sich dann doch - als sie erst einmal be­
stand - mit zunehmender Begeisterung daran, die Organisation, in der sie
die Ursache für die Verbesserung der persönlichen Freiheiten für Bürger
der Warschauer Pakt-Staaten erkannten, voranzubringen. Gefördert von
starken öffentlichen Interessengruppen und mit großer Unterstützung des
Kongresses, drängten die Vereinigten Staaten bei KSZE-Gesprächen mit
den Regierungen des Warschauer Paktes, und insbesondere mit der
sowjetischen Regierung, kontinuierlich auf Fortschritte im Bereich der
Menschenrechte. Im Mittelpunkt standen dabei die Öffnung der Grenzen
für jüdische Emigranten und die Freilassung von politischen Gefangenen
in der Sowjetunion, bis der letzte schließlich unter Gorbatschow entlassen·
wurde.

Die Gorbatschow-Ära

Michail Gorbatschows Ernennung zum Führer der Sowjetunion im Jahre
1985 brachte revolutionäre positive Veränderungen in der sowjetischen
Politik mit sich. Nach anfänglicher Skepsis stellten sich die Vereinigten
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ergänzende, sich gegenseitig unterstützende Organisationen und keine Ri­
valen seien. Trotz dieser offIZiell erklärten Haltung versuchten die USA
weiterhin, die NATO vor der möglichen Konkurrenz zu schützen, indem
sie den institutionellen Ausbau der KSZE bremsten. Das ähnelt der ambi­
valenten und oft negativen Haltung der Vereinigten Staaten gegenüber
der Westeuropäischen Union, die in Washington ebenfalls als potentieller
Konkurrent der NATO angesehen wird.
Washington wird die NATO der KSZE vermutlich so lange vorziehen, wie
die Möglichkeit zukünftiger ernsthafter Schwierigkeiten mit einem wieder­
erstarkten Rußland nicht ausgeschlossen werden kann. Die Vereinigten
Staaten sind unter den europäischen Alliierten jedoch nicht die einzigen,
die größeres Vertrauen in die NATO setzen als in die KSZE. Die meisten
vertreten dieselbe Position. Für diejenigen, die die KSZE gern schneller
auf ihr langfristiges Potential hin entwickeln möchten, ist das enttäu­
schend. Aber objektiv besehen, ist diese Präferenz der NATO weder irra­
tional noch negativ. Solange es in Rußland keine tragfähige Demokratie
gibt, die das Wiedererwachen eines russischen Imperialismus verhindert,
besteht die Notwendigkeit einer umfassenden SicherheitsZllsammenarbeit
des Westens zum Schutz gegen diese Möglichkeit. Daher ist es nur ver­
nünftig, wenn die westlichen Länder eine funktionierende NATO der
deutlich schwächeren KSZE vorziehen.

Die nach-sowjetische Zeit

Nach der Auflösung der Sowjetunion versuchten die westlichen Staaten
vermehrt, die KSZE als Integrationsinstrument zu nutzen, um westliche
politische Werte nach Rußland, in seine Nachbarstaaten und die Staaten
Osteuropas zu vermitteln. Die USA haben diese Bemühungen, die KSZE­
Einrichtungen zu nutzen, um westliche Erfahrung mit Menschenrechten,
freien Wahlen, Marktwirtschaft und ziviler Kontrolle des Militärs an den
Osten weiterzugeben, ausdrücklich unterstützt.
Diese Zeit wurde bedauerlicherweise überschattet vom Ausbruch der
Kämpfe in Kroatien und Bosnien, in mehreren Nachbarstaaten Rußlands
und in jüngster Zeit in der russischen Republik Tschetschenien. Als Reak­
tion darauf drängten die USA die KSZE, ihre konfliktverhütenden Aktivi­
täten und die zunehmende Zahl ihrer langfristigen Vermittlungsmissionen
zu verstärken. Sie unterstützten die KSZE nachdrücklich in ihrem Bemü­
hen, eine Peacekeeping-Mission nach Berg-Karabach zu entsenden. Nach
dem Angriff auf Grosny durch russische Truppen im Dezember 1994 för­
derten die USA ebenfalls die. Bestrebungen, eine OSZE-Assistenzgruppe.
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Den Haag. 1994 führten die Vereinigten Staaten mit freiwilligen Beiträgen
in Höhe von zehn Millionen Dollar in Geld und Sachleistungen für die
Anklage- und Ermittlungsgremien dieses Tribunals die KSZE-Mitglieder
an.
Aber auch in dieser dritten Entwicklungsphase der KSZE spielte Wa­
shingtons Priorität für die NATO nach wie vor eine Rolle. Washington ko­
pierte ohne zu zögern KSZE-Programme der zivilen Kontrolle des Mili­
tärs im Nordalantischen Kooperationsrat und bei der Partnerschaft für
den Frieden. Ständigen russischen Bemühungen, aus der KSZE eine stär­
kere gesamteuropäische Sicherheitsorganisation zu entwickeln, widersetz­
ten sich die USA mit der Begründung, daß das eigentliche Ziel der vorge­
schlagenen Maßnahmen die indirekte russische Dominanz über die
NATO sei.
Washingtons Vorschlag, die KSZE von Konferenz über Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa in Organisation für Sicherheit und Zusam­
menarbeit in Europa umzubenennen, was auf dem Budapester Gipfel im
Dezember 1994 beschlossen wurde, spiegelte nicht eine Entscheidung der
Clinton-Regierung wider, ihre Politik zu revidieren und künftig die organi­
satorische Aufwertung der KSZE uneingeschränkt zu unterstützen. Diese
Initiative entsprach vielmehr dem Bemühen Washingtons, den Russen
eine NATO-Osterweiterung schmackhafter zu machen, indem es russi­
schen Vorschlägen geringfügig entgegenkam, den Status der KSZE zu er­
höhen. So stellten US-Kommentare auf dem Prager Treffen des Hohen
Rates (März 1995) zu dem russischen Vorschlag, ein Modell für universel­
le und umfassende Sicherheit für Europa im 21. Jahrhundert auszuarbei­
ten, bezeichnenderweise klar, daß dadurch weder eingegangene Vertrags­
verpflichtungen in sicherheitsrelevanten Bereichen infrage gestellt wer­
den" noch Hierarchien innerhalb der Sicherheitsorganisationen entstehen"
dürften (US-Delegation im Prager Hohen Rat, 31. März 1995).
Diese Bemerkungen zeigen auch deutlich den Wunsch der Vereinigten
Staaten, die künftige Arbeit der OSZE vor allem auf die Frage der Verlet­
zung von Menschenrechten, auf ethnische und religiöse Spannungen sowie
auf Konflikte zwischen nationaler Souveränität und dem Selbstbestim­
mungsrecht der Völker zu richten. Ganz richtig betrachtet Washington
diese Faktoren als Hauptursachen für die gegenwärtigen Konflikte in
Europa und drängt die OSZE, sich weiterhin auf ihre Stärken, d.h. auf
präventive Diplomatie, Streitschlichtung und Unter-stützung von Minder­
heitenrechten, zu konzentrieren. Eindeutig möchte Washington lieber,
daß die OSZE diese Arbeit fortsetzt, als daß sie institutionell expandiert.
Washingtons "wohlwollende Vernachlässigung" der KSZE hält an. Die
USA legten für den Budapester KSZE-Gipfel 1994 keine schriftlichen
Verbesserungsvorschläge vor. Wie bei Gerald Ford fast zwanzig Jahre zu-
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Deutschland offenbar den Schluß gezogen, daß EU und NATO im derzei­
tigen Stadium für seine eigene Sicherheit wichtiger sind als die KSZE.
Frankreich zieht die EU und die Westeuropäische Union vor. ObwoW sie
häufig auf die Notwendigkeit, die Autorität der KSZE zu erhöhen, hinwei­
sen, ist scWießlich auch die Unterstützung vieler der kleineren KSZE-Mit­
gliedstaaten eher unstet. Sie verweigern beharrlich die Stärkung der Ent­
scheidungsfähigkeit, derer die KSZE dringend bedarf.
Rußland hat wiederholt die weitreichendsten VorscWäge zum Ausbau der
KSZE gemacht. Sowie jedoch offenkundig wurde, daß die Umsetzung
ihrer Vorschläge den Einfluß der KSZE in Rußlands "nahem Ausland" er-
höhen zuckte Rußland wieder zurück. Rußland war das erste

das das aufbrachte, die KSZE solle seine Peacekeeping-Ak-
"'.... ., .... ''''_'''''-,JUL unterstützen. Dann lehnte es jedoch im KSZE-Dokumentenent­
wurf über "Peacekeeping durch Dritte" alle Hinweise auf Rußlands "Ver­
pl1lchtUIJlgein", bei möglichen gemeinsamen Peacekeeping-Projekten mit
der KSZE ab. Der Widerstand Rußlands gegen die

ors,telJLUll;g, die Kontrolle über Peacekeeping-Aktivitäten mit der KSZE
war so stark, daß das Projekt des "Peacekeeping durch Dritte"

1994 fallengelassen wurde. Derzeit befürwor­
tet lediglich eine freiwillige Zusammenarbeit mit der KSZE
beim Peacekeeping, aber verbindliche .Vereinbarungen, die
Rußlands Handlungsfreiheit einschränken könnten. In diesem Sinne hat
Rußland auch den Plan für eine Peacekeeping-Operation unter Leitung
der KSZE in Berg-Karabach blockiert. Falls sie zustandekäme, würde
diese Operation einen wichtigen Durchbruch für KSZE-Peacekeeping be­
deuten. Rußland bestand jedoch in der "Minsker Gruppe" (deren Aufgabe
es ist, die Bedingungen für Peacekeeping in Berg-Karabach auszuarbei­
ten) darauf, daß die GUS UIJld nicht die KSZE die Peacekeeping-Kräfte
zur VerfügUIJlg stellt und auch die Leitung übernimmt
Des weiteren verwarf wiederum Rußland, trotz seiner erklärten Unter­
stützung für den institutionellen Ausbau der KSZE, den deutsch-nieder­
ländischen Vorschlag, daß im Falle künftiger Konflikte in Europa zu­
nächst die KSZE zuständig sein solle, bevor man sich an die UN wende;
Rußland argumentierte daß mögliche Peacekeeping-Operationen
der GUS Priorität vor den KSZE-Aktionen haben sollten. Rußlands
"GUS zuerst" - dem der USA, daß eine Stärkung der

nicht die NATO dürfe. Angesichts der westlichen
v.u.."...v.u..LJ, sich mehr die NATO als auf die KSZE zu verlassen, ist es

aus Moskauer Sicht daß sich Rußland mehr auf seine
elglene~n Streitkräfte und auf die in seinem Einflußbereich liegende GUS
als auf eine schwache und unterentwickelte KSZE verläßt.
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und Frankreich einschließt. Sie ist eine zweckmäßige Gruppe, deren Ver­
treter bei der OSZE in Wien akkreditiert sind und von Zeit zu Zeit auf in­
formellen Treffen OSZE-Angelegenheiten erörtern.
US-amerikanische Behörden erkennen sehr wohl das künftige Potential
der OSZE. Sofern sich die US-Politik gegenüber Europa nach den näch­
sten Präsidentschaftswahlen nicht radikal ändert, werden sie den allmähli­
chen Aufbau der Organisation stillschweigend unterstützen, nicht zuletzt,
um die russische Zustimmung für eine Fortsetzung des Programmes zur
NATO-Osterweiterung zu erlangen. Die amerikanische Unterstützung der
OSZE wird auch die kritische Auseinandersetzung mit dem russischen
Entwurf für ein umfassendes Sicherheitssystem für Europa beinhalten.
Mit der Zeit könnte dieses Projekt die Umrisse eines gesamteuropäischen
Sicherheitssystems auf vertraglicher Basis hervorbringen, auf das viele in
Europa gehofft haben.
Ein solches System kann jedoch erst zu jenem relativ fernen Zeitpunkt
seine volle Wirkung entfalten, wenn in Rußland ein verläßliches demokra­
tisches System gewährleistet ist und wenn die Sicherheitsprobleme Ruß­
lands und seiner Nachbarstaaten unter ausreichender Kontrolle sind, da­
mit Rußland akzeptieren kann, daß die OSZE, und nicht Rußland selbst
oder die GUS, ·die Entscheidung über Peacekeeping in der Region trifft.
Wenn diese Anforderungen erfüllt sind, wird es den Vereinigten Staaten
und vielen anderen westlichen Ländern, die der NATO Priorität als Versi­
cherung gegen mögliches russisches Fehlverhalten einräumen, dann mög­
lich sein, entweder die Auflösung der NATO zu erwägen oder sie eindeu­
tig der OSZE zu unterstellen. Bis dieser Punkt erreicht ist, vielleicht nach
einigen Jahrzehnten, muß die OSZE wohl eine unauffällige Organisation
bleiben, die im Verborgenen eine Menge nützlicher und wertvoller Aufga­
ben für die europäische Sicherheit ausführt und ebenso unbemerkt zu den
Veränderungen in Rußland und anderen Teilen der früheren Sowjetunion
beiträgt, die notwendig sind, bevor die OSZE endlich ihr volles Potential
entfalten kann.
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